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Einleitung

Die Rechtsdurchsetzung im Lauterkeitsrecht zeichnet sich durch ihre be‐
sondere Effektivität aus. Diese Effektivität liegt insbesondere in der pri‐
vatrechtlichen Ausgestaltung der Rechtsdurchsetzung begründet. Diese er‐
möglicht Mitbewerbern ein unmittelbares Vorgehen gegen Wettbewerbsver‐
stöße ihrer Konkurrenz. Allerdings ist das deutsche Lauterkeitsrecht seit
jeher auf deutscher und europäischer Ebene dem Vorwurf einer übermäßi‐
gen Durchsetzung ausgesetzt.

A. Problemaufriss

Das deutsche Lauterkeitsrecht befindet sich in einem Zwiespalt zwischen
der effektiven Verfolgung bestehender Rechtsverstöße und der Erkenntnis,
dass lauterkeitsrechtliche Ansprüche in Einzelfällen für sachfremde und
nicht schutzwürdige Zwecke missbraucht werden.

Das Problem des Rechtsmissbrauchs im Lauterkeitsrecht ist in den
letzten Jahrzehnten bereits mehrfach in verschiedenen Gesetzgebungspro‐
zessen thematisiert, jedoch nie in tatsächlicher Hinsicht untersucht oder
angegangen worden. Insbesondere die Aussprache rechtsmissbräuchlicher
Abmahnungen wurde in den letzten Jahren als besonders problematisch
erkannt. Mit dem Gesetz zur Stärkung des fairen Wettbewerbs aus dem
Jahr 20201 hat der Gesetzgeber erstmals umfangreiche Maßnahmen zur
Verhinderung rechtsmissbräuchlicher Abmahnungen im Lauterkeitsrecht
ergriffen.

Eine verlässliche Datenlage zum Umfang des Rechtsmissbrauchs im Lau‐
terkeitsrecht gibt es jedoch derzeit nicht. Auch eine vom Bundesministeri‐
um der Justiz und für Verbraucherschutz in Auftrag gegebene Studie zur
„Evaluierung der Regelungen zur Verhinderung des Abmahnmissbrauchs“2

konnte keinen Aufschluss über den tatsächlichen Anteil rechtsmissbräuchli‐

1 Gesetz zur Stärkung des fairen Wettbewerbs v. 26.11.2020, BGBl. 2020 I, S. 2568.
2 Wiebe/Helmschrot/Kreutz, Evaluierung der Regelungen zur Verhinderung des Ab‐

mahnmissbrauchs vom 31. Juli 2022, S. 1.

21



cher Abmahnungen im Lauterkeitsrecht geben.3 Diese Arbeit untersucht,
ob dem Gesetzgeber die Verhinderung rechtsmissbräuchlicher Abmahnun‐
gen im Lauterkeitsrecht mit dem Gesetz zur Stärkung des fairen Wettbe‐
werbs gelungen ist und welche Auswirkungen für das lauterkeitsrechtliche
System und den lauterkeitsrechtlichen Rechtsschutz mit den Neuregelun‐
gen verbunden sind. Darüber hinaus werden Vorschläge dazu unterbreitet,
wie die Regelungsansätze des Gesetzgebers zur Missbrauchsverhinderung
erfolgsversprechend und mit dem geringstmöglichen Eingriff in das lauter‐
keitsrechtliche System angepasst werden können.

B. Gang der Untersuchung

Im ersten Kapitel wird das Problem des Rechtsmissbrauchs im Lauter‐
keitsrecht dargestellt und rechtlich aufgearbeitet. Es wird insbesondere
untersucht, wann lauterkeitsrechtliche Abmahnungen als missbräuchlich
zu qualifizieren sind. Darüber hinaus wird mit Blick auf die ständige
Rechtsprechung analysiert, welche objektiven Umstände als Indizien für
das Vorliegen einer missbräuchlichen Rechtsdurchsetzung herangezogen
werden können.

Das zweite Kapitel widmet sich den einzelnen Regelungen des Gesetzes
zur Stärkung des fairen Wettbewerbs. Es wird untersucht, inwieweit die
Regelungen zur Verhinderung rechtsmissbräuchlicher Abmahnungen im
Lauterkeitsrecht geeignet sind. In diesem Zusammenhang wird auch die
besondere Missbrauchsanfälligkeit einzelner lauterkeitsrechtlicher Instru‐
mente erörtert. Darüber hinaus wird untersucht, welche Auswirkungen
auf das lauterkeitsrechtliche System und den lauterkeitsrechtlichen Rechts‐
schutz infolge der Neuregelungen zu erwarten sind. Vor dem Hintergrund
der analysierten Auswirkungen der Neuregelungen werden Vorschläge zur
Anpassung der Neuregelungen unterbreitet.

Aus dieser Untersuchung wird deutlich, dass das Problem des Rechts‐
missbrauchs im Lauterkeitsrecht im Wesentlichen auf der privatrechtlichen
Ausgestaltung der Rechtsdurchsetzung in Verbindung mit den finanziellen
Anreizen der Rechtsdurchsetzung beruht. Soll dem Rechtsmissbrauch im
Lauterkeitsrecht daher wirksam begegnet werden, ist die Beschränkung der
privatrechtlichen Rechtsdurchsetzung unumgänglich. Erfolgt eine solche

3 Wiebe/Helmschrot/Kreutz, Evaluierung der Regelungen zur Verhinderung des Ab‐
mahnmissbrauchs vom 31. Juli 2022, S. 97f.
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Einschränkung allerdings lediglich durch die Beschränkung finanzieller
Anreize zur Rechtsdurchsetzung oder durch die Erhöhung der Anforderun‐
gen an die Anspruchsberechtigung der Mitbewerber, ist eine Verringerung
der Anzahl von Abmahnungen insgesamt zu erwarten. Dies hätte eine
Schwächung des lauterkeitsrechtlichen Rechtsschutzes zur Folge.

Im dritten Kapitel wird diese Problematik aufgegriffen und ein alterna‐
tiver Lösungsvorschlag zu den Neuregelungen des Gesetzes zur Stärkung
des fairen Wettbewerbs erörtert. Es wird hierbei analysiert, inwieweit die
Anspruchsberechtigung der Mitbewerber für Verstöße gegen unmittelbar
verbraucherschütze Vorschriften beschränkt werden kann. Um eine Schwä‐
chung des lauterkeitsrechtlichen Rechtsschutzes zu vermeiden, wird die
Ergänzung der lauterkeitsrechtlichen Instrumentarien um einzelne behörd‐
liche Befugnisse bei Verstößen gegen unmittelbar verbraucherschützende
Vorschriften diskutiert. Aus dieser Diskussion ergibt sich, dass die teilweise
Beschränkung der Anspruchsberechtigung der Mitbewerber für das Vorge‐
hen gegen unmittelbar verbraucherschützende Wettbewerbsverstöße und
die Einführung entsprechender behördlicher Befugnisse grundsätzlich da‐
zu geeignet sind, dem Rechtsmissbrauch im Lauterkeitsrecht wirksam zu
begegnen. Um das effektive und bewährte System der lauterkeitsrechtlichen
Rechtsdurchsetzung nicht zu gefährden, setzt diese Lösung allerdings vor‐
aus, dass die zuständige Behörde von den ihr zugedachten Befugnissen
tatsächlich umfangreich Gebrauch macht.

Am Ende der Arbeit soll ein umfassendes Bild darüber entstehen, welche
Auswirkungen auf das lauterkeitsrechtliche System und die Effektivität der
Rechtsdurchsetzung mit dem Gesetz zur Stärkung des fairen Wettbewerbs
verbunden sind und wie dem Rechtsmissbrauch im Lauterkeitsrecht alter‐
nativ begegnet werden könnte.
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Kapitel 1: Der Rechtsmissbrauch im Lauterkeitsrecht

Eine verlässliche Datengrundlage zum Anteil rechtsmissbräuchlicher Ab‐
mahnungen im Lauterkeitsrecht liegt derzeit nicht vor (siehe unter A.).
Beginnende Diskussionen über die missbräuchliche Inanspruchnahme des
Lauterkeitsrechts gehen jedoch bereits auf die 60er Jahre zurück.4 Zu
diesem Zeitpunkt waren es vor allem Verbände, die als „Abmahnverei‐
ne“5 oder „Gebührenvereine“6 im Mittelpunkt der Missbrauchsdiskussion
standen. Aus dieser Diskussion heraus entwickelte der Gesetzgeber einen
ausdrücklich im UWG verankerten Missbrauchstatbestand, welcher eine
materiellrechtliche Einwendung begründet. Nach diesem ist eine Rechts‐
durchsetzung rechtsmissbräuchlich, wenn hiermit primär sachfremde nicht
schutzwürdige Interessen verfolgt werden (siehe unter B.). Bei diesen Inter‐
essen handelt es sich vorrangig um Einnahmen- sowie Schädigungsinter‐
essen, welche sich aus den äußeren Umständen der Rechtsdurchsetzung
ergeben können (siehe unter C.). Auch das Unionsrecht kennt das Problem
der Rechtsdurchsetzung auf Grundlage sachfremder Interessen. Der im
UWG verankerte Missbrauchstatbestand steht insoweit im Einklang mit
dem unionsrechtlichen Verbot des Rechtsmissbrauchs (siehe unter D.).

A. Datenlage zu rechtsmissbräuchlichen Abmahnungen im Lauterkeitsrecht

Eine verlässliche Datenlage zum Anteil rechtsmissbräuchlicher Abmahnun‐
gen im Lauterkeitsrecht besteht derzeit nicht. Der Antwort der Bundesre‐
gierung auf eine kleine Anfrage zum Thema „Zahlen und Fakten zu der
missbräuchlichen Verwendung von Abmahnungen“ aus dem Jahr 2018 zu‐
folge lagen der Bundesregierung zu diesem Zeitpunkt bereits keine verläss‐
lichen offiziellen Daten zur Anzahl der missbräuchlich ausgesprochenen
Abmahnungen vor.7 Diese fehlende Datenlage zum Rechtsmissbrauch im

4 Ungern-Sternberg, FS Klaka, S. 72.
5 Pastor, GRUR 1981, 330, 330; Ungern-Sternberg, FS Klaka, S. 72; Zöllner, WRP 1994,

156, 157.
6 BT-Drucks. 10/4741, S. 17; Kisseler, WRP 1989, 623, 624; Pastor, GRUR 1981, 330, 332–

333.
7 BT-Drucks. 19/3644, S. 2.
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Lauterkeitsrecht, insbesondere zu rechtsmissbräuchlichen Abmahnungen,
besteht auch weiterhin. So wurde im Gesetzesentwurf zum Gesetz zur
Stärkung des fairen Wettbewerbs erneut festgehalten, dass der Bundesre‐
gierung zur Anzahl der Abmahnungen sowie dem Anteil der missbräuchli‐
chen Abmahnungen keine verlässlichen Daten vorliegen.8 Zurückzuführen
ist diese mangelnde Datenlage vor allem auf die Selbstregulierung des
Lauterkeitsrechts.9 So dienen lauterkeitsrechtliche Abmahnungen gerade
dazu, den „Gläubiger auch ohne Prozess klaglos zu stellen“10. Insoweit
soll hierdurch gerade eine Inanspruchnahme der Gerichte vermieden wer‐
den. Da staatliche Stellen bei der Aussprache von lauterkeitsrechtlichen
Abmahnungen zumeist außen vor bleiben, ist eine verlässliche Datener‐
hebung kaum möglich.11 Dennoch hat die Bundesregierung im Rahmen
des Gesetzesentwurfs zum Gesetz zur Stärkung des fairen Wettbewerb „ver‐
einfachte Berechnungen“ zum Anteil missbräuchlicher Abmahnungen im
Lauterkeitsrecht angestellt.12 Diese beruhen auf Angaben betroffener Unter‐
nehmen sowie nicht repräsentativen Berichten von Wirtschaftsverbänden
und Modellrechnungen des statistischen Bundesamtes.13 Der Gesetzgeber
geht in diesem Zusammenhang davon aus, dass im Jahr 2017 insgesamt
324.338 Abmahnungen, davon 162.169 lauterkeitsrechtliche Abmahnungen
ausgesprochen wurden.14 Hiervon sollen 16.217 Abmahnungen missbräuch‐
lich ausgesprochen worden sein.15 Dafür, dass diese Zahlen tatsächlich
der Realität entsprechen, bestehen keine Anhaltspunkte.16 Auch eine vom
Bundesministerium der Justiz in Auftrag gegebene Studie unter dem Titel
„Evaluierung der Regelungen zur Verhinderung des Abmahnmissbrauchs“
aus dem Jahr 2022 hat keine verlässlichen Zahlen zum Anteil rechtsmiss‐
bräuchlicher Abmahnungen ergeben.17 Im Rahmen der Studie wurden
verschiedene Teilnehmer vor sowie ein Jahr nach dem Inkrafttreten des
Gesetzes zur Stärkung des fairen Wettbewerbs insbesondere auch zum An‐

8 BT-Drucks. 19/12084, S. 22.
9 BT-Drucks. 19/12084, S. 22.

10 BGH, GRUR 2002, 357, 358 – Missbräuchliche Mehrfachabmahnung.
11 BT-Drucks. 19/12084, S. 22.
12 BT-Drucks. 19/12084, S. 22.
13 BT-Drucks. 19/12084, S. 22.
14 BT-Drucks. 19/12084, S. 24.
15 BT-Drucks. 19/12084, S. 24.
16 hieran zweifelnd auch: Buchmann, BB 2020, I; Hohlweck, WRP 2020, 266, 266–267;

VSW, Stellungnahme 2018, S. 6-7.
17 Wiebe/Helmschrot/Kreutz, Evaluierung der Regelungen zur Verhinderung des Ab‐

mahnmissbrauchs vom 31. Juli 2022, S. 97f.
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teil der im Jahr 2019 ausgesprochenen und empfangenen Abmahnungen
sowie zum Anteil der hiervon als rechtsmissbräuchlich qualifizierten Ab‐
mahnungen befragt.18 Bei den befragten Teilnehmern handelte es sich um
Berufsverbände, abmahnberechtigte Wirtschaftsverbände, Industrie- und
Handelskammern, Qualifizierte Einrichtungen sowie Gerichte. Im Rahmen
der Studie wurde jedoch festgestellt, dass sich die befragten Gruppen nicht
so intensiv mit dem Thema des Rechtsmissbrauchs bei Abmahnungen be‐
schäftigen, dass hierzu eine Datenbasis vorhanden wäre aufgrund derer
verlässliche Aussagen getroffen werden könnten.19 Die Studie beruht aus
diesem Grund weitestgehend auf den subjektiven Einschätzungen und Er‐
fahrungen der Teilnehmer.20 Verlässliche Zahlen lassen sich aus den Ergeb‐
nissen der Befragung daher nicht ableiten. Den Ergebnissen der Befragung
ist jedoch zu entnehmen, dass das Thema des Rechtsmissbrauchs bei Ab‐
mahnungen für alle befragten Gruppen von sehr geringer Relevanz ist.21

So wurde nach Angaben der befragten Teilnehmer keine der von ihnen
oder ihren Mitgliedern ausgesprochenen Abmahnungen von einem Gericht
als rechtsmissbräuchlich qualifiziert.22 Diese Ergebnisse decken sich mit
den Angaben der Gerichte. Diesen zufolge liegt der Anteil der Fälle in
denen ein rechtsmissbräuchliches Vorgehen geltend gemacht, jedoch nicht
angenommen wurde, bei etwa 80 – 100 %.23 Diese Angaben sind jedoch
vor dem Hintergrund wenig aussagekräftig, als mit den anspruchsberech‐
tigten Mitbewerbern gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 UWG eine bedeutende Gruppe
keine Berücksichtigung im Rahmen der Studie erfahren hat. Dies erkennen
auch die Autoren der Studie selbst, indem diese feststellen, dass die Befra‐
gung nicht diejenigen erreichen konnte, die tatsächlich mit dem Thema
des Rechtsmissbrauchs befasst sind. Weitergehend sind auch die Angaben
der befragten Gerichte wenig belastbar, da rechtsmissbräuchliche Abmah‐
nungen häufig gerade nicht zu einer gerichtlichen Überprüfung gelangen,
sondern außergerichtlich Erledigung finden.24 Auch nach der vom Bundes‐
ministerium der Justiz in Auftrag gegebenen Studie liegen folglich keine

18 ebd., S. 75ff.
19 ebd., S. 11.
20 ebd., S. 97.
21 ebd., S. 97.
22 ebd., S. 97.
23 Wiebe/Helmschrot/Kreutz, Evaluierung der Regelungen zur Verhinderung des Ab‐

mahnmissbrauchs vom 31. Juli 2022, S. 47.
24 ebd., S. 11.
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verlässlichen Daten zum Anteil rechtsmissbräuchlicher Abmahnungen im
Lauterkeitsrecht vor.

B. Ausgangspunkt: Missbrauchstatbestand

Im Bereich des Lauterkeitsrechts hat der Rechtsmissbrauch eine ausdrückli‐
che Normierung im Rahmen eines eigenständigen Tatbestandes erfahren.
So ist gemäß § 8c Abs. 1 UWG die Geltendmachung von Ansprüchen auf
Beseitigung und Unterlassung nach § 8 Abs. 1 UWG

„unzulässig, wenn sie unter Berücksichtigung der gesamten Umstände
missbräuchlich ist“.

Diese Formulierung ist auf eine mehrjährige gesetzgeberische Entwicklung
zurückzuführen (siehe unter I.). Der Missbrauchstatbestand greift ein,
wenn die Durchsetzung eines lauterkeitsrechtlichen Anspruchs primär auf
sachfremden nicht schutzwürdigen Interessen beruht (siehe unter II.). In
diesem Fall steht dem Anspruchsgegner eine materiellrechtliche Einwen‐
dung zu (siehe unter III.).

I. Entwicklung des Missbrauchstatbestandes

Der Missbrauchstatbestand des UWG beruht auf einer Beschlussempfeh‐
lung des Rechtsausschusses des Bundestages aus dem Jahr 1986.25 Dieser
hatte festgestellt, dass die Rechtsprechung Missbräuchen bei der Geltend‐
machung von Unterlassungsansprüchen im Lauterkeitsrecht zunehmend
über das Absprechen der Klage- und Abmahnbefugnis begegnete.26 Diese
Tendenz sollte durch die ausdrückliche Aufnahme des Missbrauchstatbe‐
standes in das Gesetz gefördert werden.27 Mit der UWG-Reform 1986
wurde daraufhin in § 13 Abs. 5 UWG a.F. (bis 2004) festgehalten, dass
ein Unterlassungsanspruch „nicht geltend gemacht werden [kann], wenn
die Geltendmachung unter Berücksichtigung der gesamten Umstände
mißbräuchlich ist, insbesondere wenn sie vorwiegend dazu dient, gegen
den Zuwiderhandelnden einen Anspruch auf Ersatz von Aufwendungen

25 BT-Drucks. 10/5771, S. 10.
26 BT-Drucks. 10/5771, S. 22.
27 BT-Drucks. 10/5771, S. 22.
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